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Bürgerinitiativen - warum? 
Beim "Energietag Bayern" trug Dr. Ortwin Renn, KFA, Thesen zu Bürgerinitiativen vor­

ENERGIE gibt diese Thesen in voUem Wortlaut wieder 

Warum sind überhaupt Bürgerinitiativen 
entstanden? 

• Die zunehmende Aufgabenverlage­
rung vom privaten auf den öffentli­
chen Sektor und die damit verbunde­
ne Übernahme politischer Planungs­
aufgaben durch die Verwaltung hat 
deren Machtspielraum vergrößert, 
ohne daß die Bürger oder andere ge­
sellschaftliche Gruppen genügend 
Möglichkeiten der Einflußnahme ge­
winnen konnten. 

• Zusammen mit der Verstärkung der 
Planungsgewalt durch die Verwal­
tung führten der höhere Grad der 
Komplexität der zur Abschätzung 
vorgelegten Entscheidungen, die zu­
nehmende Spezialisierung der politi­
schen Mandatsträger und die Ange-
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wiesenheit der Parlamentarier auf das 
Urteil externer Experten zu einern 
Funktionsverlust der Parlamente, zu­
mindest in den Augen der Öffentlich­
keit. 

• Die zur Rechtfertigung von Pla­
nungsvorhaben berufenen Experten 
und Sachverständigen verloren um so 
mehr an Überzeugungs kraft, je mehr 
sie in den Augen der Öffentlichkeit 
sich widersprechende Urteile abga­
ben. Dies führte in der Öffentlichkeit 
zu dem Eindruck, daß Experten 
grundsätzlich interessengebunden 
seien. 

• In dem Maße, in dem traditionell un­
politische Posten, etwa Schuldirekto­
ren oder Volkshochschulleiter, nach 
Parteien proporz besetzt wurden, wei-

tete sich der politische Interessenkon­
flikt auch auf die Alltagssphäre aus 
und trug zur Polarisierung der Bürger 
bei. 

• In ~em Maße, wie rein quantitative 
wirtschaftliche Ziele an Bedeutungs­
kraft verloren, weil ökonomische Sät­
tigungsgrenzen erreicht sind, wurden 
in zunehmendem Maße qualitative 
Zielvorstellungen zentral (wie bei­
spielsweise Umweltschutz, saubere 
Natur oder Freude an der Arbeit), bei 
denen es sehr viel schwieriger ist, eine 
Übereinstimmung zwischen verschie­
denen Bürgergruppen zu erzielen. 

Warum gibt es so viele Blirgerinitiatinn 
im Bereich der Ökologie? 
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• Nach weitgehenden Sättigungser­
scheinungen im materiellen Bereich, 
zumindest in der oberen Mittel­
schicht, erhält die Umwelt eine neue 
Zentralstellung innerhalb des persön­
lichen Wertesystems. 

• Die traditionelle links-rechts Orientie­
rung in der Politik erschwert eine p0-

litische Bewältigung der Umwelt-Pro­
blematik, weil die Fronten quer durch 
die Parteien, Gewerkschaften und an­
dere relevante Verbände verlaufen. 
Die mangelnde Resonanz auf Seiten 
der politischen Mandatsträger gegen­
über Umwelt-Fragen hat sicher dazu 
beigetragen, daß umweltbewußte 
Bürger sich nicht mehr vertreten fühl­
ten und sich daher selbst organisiert 
haben. 

• Das Bewußtsein über die Grenzen des 
Wachstums, die Sorge vor Umwelt­
katastrophen und apokalyptische 
Ängste haben die emotionale Hand­
lungsbereitschaft erhöht und zur 
Mobilisierung vieler Bürger beigetra­
gen. 

• Bei größeren Industrieprojekten ist 
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Bürgerinitiative - warum? 

die Schere zwischen Nutznießern und 
den Trägem des Risikos besonders 
weit geöffnet und macht daher lokale 
Proteste erklärbar. 

• Das Engagement für Natur und Um­
welt hilft, Orientierungskrisen in 
einer sich schnell wandelnden Gesell­
schaft zu überwinden und neue Sinn­
inhalte für ein geborgenes und erfüll­
tes Leben zu vermitteln. 

Wie sind Bürgerinitiativen in unserer 
politischen Landschaft zu bewerten? 

• Bürgerinitiativen können einen positi­
ven Beitrag zur Lösung politischer 
Konflikte leisten, wenn sie auf nicht 
erkannte Probleme aufmerksam ma­
chen, wenn sie die Interessen der be­
troffenen Bevölkerung artikulieren 
und wenn sie konstruktiv an einer 
Konfliktlösung mitarbeiten. 

• Bürgerinititativen können einen nega­
tiven Beitrag zur Lösung politischer 
Konflikte leisten, wenn sie ihre par­
tiellen Interessen als repräsentativ für 
die gesamte Bevölkerung ansehen 

und damit sich selbst zum absoluten 
Maßstab der Beurteilung von Projek­
ten setzen. Ihre Einflußnahme muß 
auch dann als bedenklich eingestuft 
werden, wenn sie die anerkannten 
Spielregeln der politisChen Konflikt­
lösung nicht einhalten, sondern durch 
illegitime Methoden für die nachträg­
liche Verhinderung demokratisch ge­
troffener Entscheidungen. 

• Bürgerinitiativen sind insoweit ambi­
valent einzustufen, als sie in Konkur­
renz zu den politischen Parteien eine 
weitere Ebene der politischen Interes­
sendurchsetzung darstellen, die einer­
seits ein erweitertes Mitbestimmungs­
recht der von Planungen betroffenen 
Bürgern ermöglicht und damit dem 
demokratischen Ideal einer umfassen­
den Beteiligung aller Staatsbürger 
näherkommt, andererseits aber die 
über den lokalen Rahmen hinausge­
hende Zieldimensionen und Nutzen­
erwägungen auf eine örtliche Akzep­
tanzfrage reduziert: Die Benachteilig­
ten eines Programmes entscheiden 
nach ihren persönlichen Präferenzen, 
nicht nach den Vorteilen für andere. 
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